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MAGISTRATSVORLAGE AN DIE STADTVERORDNETENVERSAMMLUNG 

 
Betreff Gefahrgutüberwachung 

Hier: Öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit dem Landkreis 
Bezug  
Anlagen 1 Aktenzeichen  

 

Der Magistrat bittet die Stadtverordnetenversammlung um folgenden Beschluss: 

 
Der Magistrat beschließt der Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über die Neufassung des 
Ordnungsbehördenbezirks „Gefahrgutüberwachung“ gemäß §85 Abs. 2a HSOG zwischen dem 
Landkreis Marburg-Biedenkopf und der Stadt Rauschenberg zuzustimmen. 
In 2028 werden Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt. 
 

Begründung 

 
Seit 1992 besteht eine Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ) in der Gefahrgutüberwachung 
mit den 21 Kommunen des Landkreises Marburg-Biedenkopf. Die Stadt Marburg ist nicht Teil 
der IKZ. Die Gefahrgutüberwachung ist eine kommunale Pflichtaufgabe, die von einer Kom-
mune alleine nicht übernommen werden kann. Bisher hat die Gemeinde Lahntal die perso-
nelle und organisatorische Aufgabe unter finanzieller Beteiligung der Kommunen (Einwohner-
zahl) übernommen. Die Gemeinde Lahntal kann die Aufgabe nicht mehr übernehmen und ist 
in Absprache mit allen Kommunen an den Landkreis herangetreten, damit dieser die Aufgaben 
wahrnimmt. Der Landkreis verzichtet auf die 3% Verwaltungsgebühr, da davon ausgegangen 
wird, dass durch die Gebühreneinnahme genügend Mittel eingenommen werden. Die finanzi-
elle Beteiligung wird in 2028 erstmalig eingefordert. 1 Euro pro Einwohner, bisher ca. 4.500 
Euro, wurden dafür berechnet.  
 
 
Rauschenberg, den 10.06.2026 

 
Alexandra Klusmann 
Bürgermeisterin 
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